
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Stadtrates der Stadt Nierstein 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 11.03.2025 
 
in Nierstein, Johannes-Busch-Haus, Mühlgasse 28 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:07 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Jochen Schmitt Stadtbürgermeister   
Markus Frank Ratsmitglied   
Till Rosinus Ratsmitglied   
Robin Dautermann Ratsmitglied   
Lucia Schenk Ratsmitglied   
Luisa Frank Ratsmitglied   
Matthias Stubbe Ratsmitglied   
Tobias Bieker Ratsmitglied   
Hans-Joachim Kehl Ratsmitglied   
Dr. Tobias Huff Ratsmitglied   
Carsten Propp Ratsmitglied 

bis TOP 19 
  

Stefan Raddeck Ratsmitglied   
Thilo Mayer Ratsmitglied   
Michael Krebs Ratsmitglied   
Daniel Martins Amaral Ratsmitglied   
Dr. Stephan Flessa Ratsmitglied   
Ekkehard Huff Ratsmitglied   
Sabine Rieß Ratsmitglied   
Dr. Joachim Allmann Ratsmitglied   
Thomas Gehring Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Sabine Braun Ratsmitglied   
Sabine Stock Ratsmitglied   
Tobias-Hermann Staiger Ratsmitglied   
Rüdiger Horn Ratsmitglied   
Hans-Jürgen Schmitt Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Norbert Engel 1. Beigeordneter   
Michael Sander 2. Beigeordneter   
Peter Krämer 3. Beigeordneter   
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Für die Verwaltung: 
 
Satinder Zinßler Schriftführung   

 
 
 
Die Mitglieder des Stadtrates der Stadt Nierstein sind mit der Einladung vom 03.03.2025 auf 
Dienstag, 11.03.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, 
Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Stadtrat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
 
Herr Peter Krämer beantragt die Streichung der Tagesordnungspunkte 10 und 11 aus dem 
öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig mit einem „JA“ angenommen. 
 
 
Bei Tagesordnungspunkt 19 „Anträge der Fraktionen“ wurde eine Unstimmigkeit in der 
Nummerierung der Unterpunkte festgestellt. Die Mitglieder beschlossen eine Anpassung der 
Nummerierung auf 19.1, 19.2 und 19.3. 
Durch diese Änderung verschieben sich die nachfolgenden Tagesordnungspunkte. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2025 der 

Stadt Nierstein 
 

3. Beratung und Beschlussfassung zum Übertrag der Haushaltsmittel vom Haushaltsjahr 
2024 in das Haushaltsjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0025) 
 

4. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 BImSchG auf 
Neugenehmigung von 9 Windenergieanlagen in den Gemarkungen Mommenheim, 
Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0012) 
 

5. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 BImSchG auf 
Neugenehmigung von 6 Windenergieanlagen in den Gemarkungen Friesenheim, 
Köngernheim, Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0016) 
 

6. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 in der 
Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das Sachgebiet 
Energieversorgung (Windenergie)  
Frist: 25.03.2025 
Hier: Erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0022) 
 

7. Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; Bebauungsplan: Köngernheim-Ost, 
Neuaufstellung 
Frist: 28.03.2025 
 Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0023) 
 

8. Stadt Nierstein, Flächennutzungsplan 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz;  
Hier: Einleitung der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz (Rettungswache Nierstein) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0024) 
 

9. Altglaserfassung im Landkreis Mainz-Bingen; 
Beratung und Beschlussfassung über den Vertrag zur Bereitstellung von Glascontainer-
Standplätzen für die Jahre 2025-2027 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0002) 
 

10. Städtebauförderung Nierstein; hier: Zustimmung über die Beauftragung der 
Planungsleistungen zur Neugestaltung des Parkplatzes am Schloss 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0013-1) 
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11. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beratung und Beschlussfassung über die 
Beauftragung der Planungsleistungen zur Neugestaltung des Stadtparkes 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0014-1) 
 

12. Beratung und Beschlussfassung zur 1. Änderungssatzung der Satzung der KERS zur 
Aufnahme der Ortsgemeinde Wintersheim 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0017) 
 

13. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2024/0115) 
 

14. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0006) 
 

15. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0020) 
 

16. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0021) 
 

17. E-Carsharing 
 

18. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

18.1 Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Fäulingstraße; Flur 1, Flurstück 1184/4 und 1192/3 
Fristende: 19.02.2025 
Errichtung eines Wohnhauses in 2. Baureihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0003) 
 

18.2 Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Ostergärten; Flur 15, Flurstück 52/1  
Errichtung eines Einfamilienhauses in 2. Reihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0004) 
 

18.3 Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Spiegelbergstraße; Flur 16, Flurstück 648 
Fristende: 13.02.2025 
Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden Wohnhaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0005) 
 

18.4 Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Fäulingstraße; Flur 15, Flurstück 134/5 und 135/11 
Fristende: 06.02.2025 
Energetische Sanierung eines Wohnhauses und Errichtung eines Anbaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0008) 
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18.5 Nierstein; Bauantrag; 
Sironastraße; Flur 21, Flurstück 4/6  
Fristende: 17.02.2025 
Errichtung einer digitalen Werbetafel 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0007) 
 

18.6 Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Bleichweg; Flur 1, Flurstück 930/6 
Fristende: 24.03.2025 
Einrichtung eines Frisörladens in bestehendem Gebäude 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0018) 
 

19. Anträge der Fraktionen 
 

19.1 Gemeinsamer Antrag der CDU, FDP, FWG und SPD zur Umgestaltung des Rheinufers 
 

19.2 Antrag der SPD-Fraktion zum Ausbau der Pumptrack-Bahn als Treffpunkt für junge 
Menschen 
 

19.3 Antrag der SPD-Fraktion zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Kreuzung 
Boschstraße/Gutenbergstraße  
 

20. Mitteilungen 
 

21. Anfragen 
 

. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Es wurden keine Fragen gestellt. 
 
 
 
 
2. Beratung und Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und Haushaltsplan 

2025 der Stadt Nierstein  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haushaltsplan und die Haushaltssatzung für das Jahr 2025 der Stadt Nierstein werden in 
der vorliegenden Form beschlossen.  
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende führt die Änderungen im Haushaltsentwurf für 2025 auf und beantwortet die 
verbleibenden Fragen der Ausschussmitglieder zum vorliegenden Entwurf.  
Alle Fraktionen äußern ihre Sichtweise zum Haushaltsentwurf. Sie danken der Verwaltung für 
ihre Arbeit, bewerten den Haushaltsplan insgesamt positiv und unterstützen ihn. Gleichzeitig 
weisen die Fraktionen darauf hin, dass die Umsetzung bestimmter Vorhaben, wie 
beispielsweise der Naturkindergarten, zu lange dauert. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: Nach eingehender Beratung wurde der Haushalt einstimmig mit 
einem „JA“ beschlossen. 
 
 
 
 
3. Beratung und Beschlussfassung zum Übertrag der Haushaltsmittel vom 

Haushaltsjahr 2024 in das Haushaltsjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0025)Beratung und Beschlussfassung zum Übertrag 
der Haushaltsmittel vom Haushaltsjahr 2024 in das Haushaltsjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0025) 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Mitglieder des Stadtrates beschließen nach §17 GemHVO die Haushaltsmittel gemäß 
beigefügter Liste aus dem Haushaltsjahr 2024 in das Haushaltsjahr 2025 zu übertragen. 
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Beratung und Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis:  
Der Antrag auf Übertragung der Haushaltsmittel wurde nach ausführlicher Diskussion 
einstimmig mit einem „JA“ beschlossen. 
 
 
Frau Gomez und Herr Braun verlassen die Sitzung.  
 
 
 
 
4. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 

BImSchG auf Neugenehmigung von 9 Windenergieanlagen in den Gemarkungen 
Mommenheim, Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0012) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Die SelzEnergie Planung und Bau GmbH & Co. KG, Selzen, plant in der Verbandsgemeinde 

Rhein-Selz auf der Gemarkungen der Ortsgemeinden Mommenheim, Nierstein-

Schwabsburg und Selzen 9 Windenergieanlagen (WEA) der Firma Enercon. Es werden 

Anlagen des Typs E-175 EP 5 mit einer Nabenhöhe von 162 m und einem 

Rotordurchmesser von 175 m errichtet. Die Nennleistung der WEA beträgt 6.000 kW. 

Für die Windenergieanlagen wird eine Neugenehmigung nach § 4 BImSchG beantragt. 

Errichtung von 9 WEA im ausgewiesenen F-Plan Bereich in der VG Rhein Selz im Landkreis 

Mainz- Bingen. Der Projektgebietsname „Mosekösch“ ist ein Akronym aus den umliegenden 
Ortsgemeinden Mommenheim, Selzen, Köngernheim und Schwabsburg. 

 
Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 

Grundwasserentnahme  : keine 

Wasserverbrauch  

Eingesetzte Energieträger  

Energieverbrauch  

: null: Elektrizität 

: 0,1 – 0,3 % des Jahresertrags pro Anlage  

(Versorgung der Anlagensteuerung bei Schwachwind z. B. 

Windrichtungsnachführung) 

 
Abfallerzeugung 
Abfallmengen während der Errichtung und nach Inbetriebnahme  
Abfälle fallen nur in sehr geringem Umfang bei der Errichtung der Anlage an (z. B. 
Kunststoffbehälter für Betriebsmittel). Die Abfälle werden ordnungsgemäß bei den 
Entsorgungsunternehmen abgegeben.  
 
Abfallmengen nach Nutzungsaufgabe  
Da Windenergieanlagen nach Aufgabe der Nutzung fachgerecht unter Beachtung der 
Sicherheitsvorschriften demontiert werden, und wassergefährdende und brennbare Stoffe 
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oder sonstige Abfälle nicht auf dem Grundstück verbleiben, entstehen keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile und Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft. 
Zum heutigen Zeitpunkt ist noch nicht absehbar, welche Recyclingtechniken nach Aufgabe der 
Nutzung zum Einsatz kommen, daher können hierüber noch keine abschließenden Aussagen 
getroffen werden.  
Es liegt im eigenen wirtschaftlichen Interesse des Antragstellers, den größtmöglichen 
Materialanteil der Anlagen wiederzuverwenden bzw. zu verwerten. Nicht verwertbare 
Maschinenteile und Betriebsstoffe werden den geltenden Vorschriften entsprechend 
ordnungsgemäß beseitigt. 
 
Umweltverschmutzung und Belästigung  
Mögliche Emissionen : Schall und Schattenwurf  
Die Auswirkungen bestehen während der Betriebszeit der Anlagen. Die Lärmemissionen 
ändern sich mit Windrichtung und Windgeschwindigkeit. Der Schattenwurf ist nur bei 
entsprechender Rotorstellung in den Morgen- und Abendstunden und auch nur zu bestimmten 
Jahreszeiten möglich und auch nur dann, wenn keine Bewölkung oder Nebel vorherrschen. 
Zur genauen Bestimmung der Lärmemissionen und des Schattenwurfs werden Prognosen 
erstellt.  
Die Prognosen gehen immer vom so genannten „worst case“ aus, d. h. von der ungünstigsten 
Situation, in der eine maximale Belastung entstehen kann.  
Die Schallabstrahlung einer Windenergieanlage ist nie konstant, sondern stark von der 
Leistung und somit der Windgeschwindigkeit abhängig. Im Schallgutachten wird von einer 
ungehinderten Schallausbreitung ausgegangen, die in der Realität so kaum anzutreffen ist. 
Erreicht die Windenergieanlage ihre Nennleistung und damit die maximale Geräuschemission, 
sind auch die windinduzierten Geräusche an den Immissionspunkten laut und überdecken in 
der Regel die Anlagengeräusche.  
Die Drehung des Rotors kann an sonnigen Tagen Hell-Dunkel-Effekte (Schattenwurf) 
erzeugen, welche mit geringer werdendem Abstand zu Wohngebieten eine längere 
Schattenwurfzeit begründen. Die theoretisch möglichen Schattenwurfzeiten können für 
festgelegte Immissionspunkte auf Grund der feststehenden astronomischen Daten genau 
ermittelt werden. Auch hier wird in der Prognose von einer maximalen Belastung 
ausgegangen, die nur beim gleichzeitigen Zusammentreffen mehrerer Faktoren eintreten kann 
(konstante Windgeschwindigkeit, Sonnenstand, ungehinderte Sonneneinstrahlung, keine 
Bewölkung, klare Sicht).  
Für den Schattenwurf und für die Lärmemissionen sind Grenzwerte einzuhalten, die in der 
Genehmigung festgehalten werden und im Betrieb einzuhalten sind. Vielfach wird noch der 
sog. „Discoeffekt“ als besonders störende Erscheinung bei Windenergieanlagen benannt. 
Dieser könnte durch die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoren und durch die Drehung 
des Rotors entstehen.  
Durch Verwendung einer gering reflektierenden Oberflächenbeschichtung und eines matten 
Farbanstrichs für Rotoren tritt dieses Problem bei modernen Windenergieanlagen nicht mehr 
auf.  
Die Prognosen zur Bestimmung der genauen Lärmemission und des Schattenwurfs weisen 
nach, dass die Auswirkungen nicht erheblich sind und die Richtwerte durch entsprechende 
Maßnahmen eingehalten werden. 
 
Windenergieanlagen sind keine relevanten Infraschallquellen:  
„Die Infraschallpegel in der Umgebung von Windenergieanlagen liegen weit unter der 
Wahrnehmbarkeitsschwelle. Es ergeben sich keine Hinweise auf eine mögliche Gefährdung 
oder Beeinträchtigung von Personen durch den von Windenergieanlagen ausgehenden 
Infraschall.“  
[Klug, Helmut, DEWI  
Infraschall von Windenergieanlagen: Realität oder Mythos? Infrasound from wind turbines: A 
,German’ Problem?  
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DEWI Magazin Nr. 20, Seite 6, Februar 2002]  
„Messtechnisch kann nachgewiesen werden, dass Windenergieanlagen Infraschall 
verursachen.  
Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen und sind damit völlig harmlos.“ 
 
Anlagensicherheit  
Mögliche Sicherheitsbedenken gegen den Betrieb der Anlage sind unbegründet. Moderne 
Windenergieanlagen wie die ENERCON E-175 EP5 verfügen über einen hohen 
Sicherheitsstandard und unterliegen einer permanenten Überwachung. 
 
Unfallrisiko, insbesondere im Hinblick auf die verwendeten Stoffe und Technologien 
Da Windenergieanlagen nicht zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, 
besteht ein Unfallrisiko nur bei Errichtung und Wartung der Anlagen. Dabei werden die 
Vorgaben zum Arbeitsschutz beachtet und deren Einhaltung regelmäßig durch Mitarbeiter der 
Abteilung Arbeitsschutz des Anlagenherstellers überwacht.  
Die Arbeiten in der Windenergieanlage werden nur von geschultem Personal vorgenommen.  
Arbeiten an den elektrischen Anlagen dürfen nur von Elektrofachkräften gemäß den 
elektrotechnischen Vorschriften vorgenommen werden. 
 
 
Standort des Vorhabens 
 
Nutzung des Gebietes  
Das Vorhabengebiet wird zurzeit landwirtschaftlich und weinbaulich genutzt.  
 
Wegebau und Kranstellflächen  
Kranstellfläche und Zuwegung sind in den Karten unter Register 10 detailliert dargestellt. 
Außerdem liegt dem Register 11 die technische Spezifikation Zuwegung und 
Baustellenflächen bei.  
 
Eigentumsverhältnisse  
Die Eigentumsverhältnisse der für die Errichtung der Anlage genutzten Grundstücke kann auf 
dem amtlichen Lageplan in Register 4 eingesehen werden.  
 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen Gemäß Teil 3 „Windenergieanlagen, Abschnitt 
1, Allgemeines“ der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von 
Luftfahrthindernissen gilt:  
„Windenergieanlagen werden wie allgemeine Luftfahrthindernisse (Teil 2 der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift) behandelt, soweit … nichts Abweichendes vorgesehen ist“ 
Luftfahrthindernisse sind unter bestimmten Voraussetzungen zu kennzeichnen.  
Wie bzw. ob die Kennzeichnung ausgeführt werden muss, wird im Genehmigungsbescheid 
festgelegt. 
 

Anlage: 

- Übersichtsplan 
- WEA 01 Lageplan Selzen 
- WEA 02 Lageplan Mommenheim 
- WEA 03 Lageplan Selzen 
- WEA 04 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 05 Lageplan Selzen 
- WEA 06 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 07 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 08 Lageplan Schwabsburg 
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- WEA 04 Lageplan Schwabsburg 
- Lageplan Zuwegung 1 
- Lageplan Zuwegung 2 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen empfiehlt/der Ortsbeirat Nierstein-Schwabsburg empfiehlt/der 
Stadtrat beschließt die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zur Errichtung von 9 
Windenergieanlagen in den Gemarkungen Mommenheim, Nierstein-Schwabsburg und Selzen 
vom Typ Enercon E-175 EP5. 
 
Beratung: 
 
Nach erfolgter Diskussion erteilt der Stadtrat das gemeindliche Einvernehmen mit folgendem 
Abstimmungsergebnis. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: 2 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung, restliche Stimmen: Ja. 
 
 
 
 
5. Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); Antrag gem. § 4 

BImSchG auf Neugenehmigung von 6 Windenergieanlagen in den Gemarkungen 
Friesenheim, Köngernheim, Nierstein und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5 
Frist: 13.03.2025 
hier: Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens (vgl. § 36 Baugesetzbuch) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0016) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die SelzEnergie Planung und Bau GmbH & Co. KG, Selzen, plant in der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz auf den Gemarkungen der Ortsgemeinde Friesenheim, Köngernheim, Nierstein-
Schwabsburg und Selzen 6 Windenergieanlagen (WEA) der Firma Enercon. Es werden 
Anlagen des Typs E-175 EP 5 mit einer Nabenhöhe von 162 m und einem Rotordurchmesser 
von 175 m errichtet. Die Nennleistung der WEA beträgt 6.000 kW. Für die Windenergieanlagen 
wird eine Neugenehmigung nach § 4 BImSchG beantragt. Errichtung von 6 WEA im 
ausgewiesenen F-Plan Bereich in der VG Rhein Selz im Landkreis Mainz- Bingen. Der 
Projektgebietsname „Mosekösch Süd“ ist ein Akronym aus den umliegenden Ortsgemeinden 
Friesenheim, Köngernheim, Schwabsburg und Selzen.  
 
Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 

Grundwasserentnahme  : keine 

Wasserverbrauch  
Eingesetzte 
Energieträger  
Energieverbrauch  

: null 
: Elektrizität 
: 0,1 – 0,3 % des Jahresertrags pro Anlage (Versorgung der 
Anlagen 
steuerung bei Schwachwind z. B. Windrichtungsnachführung) 
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Abfallerzeugung  
Abfallmengen während der Errichtung und nach Inbetriebnahme  
Abfälle fallen nur in sehr geringem Umfang bei der Errichtung der Anlage an (z. B. 
Kunststoffbehälter für Betriebsmittel). Die Abfälle werden ordnungsgemäß bei den 
Entsorgungsunternehmen abgegeben.  
 
Abfallmengen nach Nutzungsaufgabe  
Da Windenergieanlagen nach Aufgabe der Nutzung fachgerecht unter Beachtung der 
Sicherheitsvorschriften demontiert werden, und wassergefährdende und brennbare Stoffe 
oder sonstige Abfälle nicht auf dem Grundstück verbleiben, entstehen keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile und Belästigungen für 
die Allgemeinheit und die Nachbarschaft.  
Zum heutigen Zeitpunkt ist noch nicht absehbar, welche Recyclingtechniken nach Aufgabe der 
Nutzung zum Einsatz kommen, daher können hierüber noch keine abschließenden Aussagen 
getroffen werden.  
Es liegt im eigenen wirtschaftlichen Interesse des Antragstellers, den größtmöglichen 
Materialanteil der Anlagen wiederzuverwenden bzw. zu verwerten. Nicht verwertbare 
Maschinenteile und Betriebsstoffe werden den geltenden Vorschriften entsprechend 
ordnungsgemäß beseitigt. 
 
Umweltverschmutzung und Belästigung  
Mögliche Emissionen: Schall und Schattenwurf  
Die Auswirkungen bestehen während der Betriebszeit der Anlagen. Die Lärmemissionen 
ändern sich mit Windrichtung und Windgeschwindigkeit. Der Schattenwurf ist nur bei 
entsprechender Rotorstellung in den Morgen- und Abendstunden und auch nur zu bestimmten 
Jahreszeiten möglich und auch nur dann, wenn keine Bewölkung oder Nebel vorherrschen. 
Zur genauen Bestimmung der Lärmemissionen und des Schattenwurfs werden Prognosen 
erstellt. Die Prognosen gehen immer vom so genannten „worst case“ aus, d. h. von der 
ungünstigsten Situation, in der eine maximale Belastung entstehen kann.  
 
Die Schallabstrahlung einer Windenergieanlage ist nie konstant, sondern stark von der 
Leistung und somit der Windgeschwindigkeit abhängig. Im Schallgutachten wird von einer 
ungehinderten Schallausbreitung ausgegangen, die in der Realität so kaum anzutreffen ist. 
Erreicht die Windenergieanlage ihre Nennleistung und damit die maximale Geräuschemission, 
sind auch die windinduzierten Geräusche an den Immissionspunkten laut und überdecken in 
der Regel die Anlagengeräusche. 
 
Die Drehung des Rotors kann an sonnigen Tagen Hell-Dunkel-Effekte (Schattenwurf) 
erzeugen, welche mit geringer werdendem Abstand zu Wohngebieten eine längere 
Schattenwurfzeit begründen. Die theoretisch möglichen Schattenwurfzeiten können für 
festgelegte Immissionspunkte auf Grund der feststehenden astronomischen Daten genau 
ermittelt werden. Auch hier wird in der Prognose von einer maximalen Belastung 
ausgegangen, die nur beim gleichzeitigen Zusammentreffen mehrerer Faktoren eintreten kann 
(konstante Windgeschwindigkeit, Sonnenstand, ungehinderte Sonneneinstrahlung, keine 
Bewölkung, klare Sicht). 
 
Für den Schattenwurf und für die Lärmemissionen sind Grenzwerte einzuhalten, die in der 
Genehmigung festgehalten werden und im Betrieb einzuhalten sind. Vielfach wird noch der 
sog. „Discoeffekt“ als besonders störende Erscheinung bei Windenergieanlagen benannt. 
Dieser könnte durch die Reflexion des Sonnenlichts an den Rotoren und durch die Drehung 
des Rotors entstehen. 
 
Durch Verwendung einer gering reflektierenden Oberflächenbeschichtung und eines matten 
Farbanstrichs für Rotoren tritt dieses Problem bei modernen Windenergieanlagen nicht mehr 
auf. 
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Die Prognosen zur Bestimmung der genauen Lärmemission und des Schattenwurfs weisen 
nach, dass die Auswirkungen nicht erheblich sind und die Richtwerte durch entsprechende 
Maßnahmen eingehalten werden. 
 
Windenergieanlagen sind keine relevanten Infraschallquellen:  
„Die Infraschallpegel in der Umgebung von Windenergieanlagen liegen weit unter der 
Wahrnehmbarkeitsschwelle. Es ergeben sich keine Hinweise auf eine mögliche Gefährdung 
oder Beeinträchtigung von Personen durch den von Windenergieanlagen ausgehenden 
Infraschall.“  
[Klug, Helmut, DEWI  
Infraschall von Windenergieanlagen: Realität oder Mythos? Infrasound from wind turbines: A 
,German’ Problem?  
DEWI Magazin Nr. 20, Seite 6, Februar 2002]  
„Messtechnisch kann nachgewiesen werden, dass Windenergieanlagen Infraschall 
verursachen.  
Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des 
Menschen und sind damit völlig harmlos.“ 
 
Anlagensicherheit  
Mögliche Sicherheitsbedenken gegen den Betrieb der Anlage sind unbegründet. Moderne 
Windenergieanlagen wie die ENERCON E-175 EP5 verfügen über einen hohen 
Sicherheitsstandard und unterliegen einer permanenten Überwachung. 
 
Unfallrisiko, insbesondere im Hinblick auf die verwendeten Stoffe und Technologien 
Da Windenergieanlagen nicht zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, 
besteht ein Unfallrisiko nur bei Errichtung und Wartung der Anlagen. Dabei werden die 
Vorgaben zum Arbeitsschutz beachtet und deren Einhaltung regelmäßig durch Mitarbeiter der 
Abteilung Arbeitsschutz des Anlagenherstellers überwacht. 
  
Die Arbeiten in der Windenergieanlage werden nur von geschultem Personal vorgenommen. 
Arbeiten an den elektrischen Anlagen dürfen nur von Elektrofachkräften gemäß den 
elektrotechnischen Vorschriften vorgenommen werden. 
 
Standort des Vorhabens 
 
Nutzung des Gebietes  
Das Vorhabengebiet wird zurzeit landwirtschaftlich und weinbaulich genutzt. Eine Anlage 
befindet sich mit ihren Nebenanlagen auf den Ackerflächen, die zweite Anlage auf 
Weinbauflächen  
 
Eigentumsverhältnisse  
Die Eigentumsverhältnisse der für die Errichtung der Anlage genutzten Grundstücke kann auf 
dem amtlichen Lageplan eingesehen werden.  
 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen  
Gemäß Teil 3 „Windenergieanlagen, Abschnitt 1, Allgemeines“ der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen gilt:  
„Windenergieanlagen werden wie allgemeine Luftfahrthindernisse (Teil 2 der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift) behandelt, soweit … nichts Abweichendes vorgesehen ist“  
Luftfahrthindernisse sind unter bestimmten Voraussetzungen zu kennzeichnen.  
Wie bzw. ob die Kennzeichnung ausgeführt werden muss, wird im Genehmigungsbescheid 
festgelegt. 
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Anlage: 

- Übersichtsplan 
- WEA 01 Lageplan (liegt noch nicht vor) 
- WEA 02 Lageplan Selzen 
- WEA 03 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 04 Lageplan Köngernheim 
- WEA 05 Lageplan Schwabsburg 
- WEA 06 Lageplan Friesenheim 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauwesen empfiehlt/der Ortsbeirat Nierstein-Schwabsburg empfiehlt/der 
Stadtrat beschließt die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zur Errichtung von 6 
Windenergieanlagen in den Gemarkungen Friesenheim, Köngernheim, Nierstein-
Schwabsburg und Selzen vom Typ Enercon E-175 EP5. 
 
Beratung: 
 
Die Abstimmung hat unter Berücksichtigung, der in der Tischvorlage genannten Bedingungen 
stattgefunden. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: 1 Enthaltung, restliche Stimmen Ja. 
 
 
 
 
6. 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 

2014 in der Fassung der zweiten Fortschreibung vom 19.04.2022 für das 
Sachgebiet Energieversorgung (Windenergie)  
Frist: 25.03.2025 
Hier: Erneute Anhörung und öffentliche Auslegung des Planentwurfs. 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0022) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In der Regionalvertretungssitzung vom 27.02.2024 wurden Änderungen durch die Anhörung 
zum Planentwurf und dessen öffentliche Auslegung zur 4. Teilfortschreibung des Regionalen 
Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 beschlossen und in die 4. Teilfortschreibung 
eingearbeitet. 
 
Für den Bereich VG Rhein-Selz gibt es folgende Änderungen gegenüber der verbindlichen 
Fassung und der Änderung gegenüber der ersten Anhörung: 
 

- Das Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 7 Alsheim/ Eimsheim / Guntersblum / 

Wintersheim wurde in Anpassung an den FNP Wind der VG Rhein-Selz durch 

Hereinnahme des nordwestlichen Zipfels vergrößert. (Anlage 1) 

 

- Das Vorranggebiet Windenergienutzung Nr. 7a Dienheim / Dexheim / Uelversheim 

wurde im Südöstlichen Bereich wegen schlechter Ausnutzbarkeit durch die Freileitung 

verkleinert. Zudem erfolgt eine geringe Erweiterung im Norden und Osten in 

Anpassung an den FNP Wind der VG Rhein-Selz. (Anlage 2) 
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Die Potenzialflächen Nr. 4, Nr. 5, Nr. 5a, Nr. 6 und Nr. 8 im Bereich der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz bleiben gegenüber des Flächennutzungsplanes Wind der VG Rhein-Selz und der 
1. Anhörung der 4. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinhessen-
Nahe 2014 unverändert. (Anlage 3) 
 
Der Anteil der Windenergienutzungsflächen in der Planungsregion Rheinhessen-Nahe beträgt 
3,33 %. Die Anteile der jeweiligen Landkreise sind: 
 

 
 
Folgende Stellungnahmen der Kreisverwaltung Mainz-Bingen wurden bei der 1. Anhörung wie 
folgt abgewogen: 
 
Potenzialfläche 3 Undenheim: 
Die Fläche besitzt eine Größe von rd. 52 ha.  
Ihre Lage im Regionalen Grünzug und die Nähe zum VSG „Selztal zwischen Hahnheim und 
Ingelheim“ - Abstand ca. 500 m - weist auf ein erhöhtes naturschutzfachliches Konfliktpotential 
hin. Ggf. sind Auflagen bzgl. geeigneter anerkannter Schutzmaßnahmen im 
Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG notwendig. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Aufgrund des geringen Abstandes zum VSG können negative Beeinträchtigungen der 
Schutzziele nicht ausgeschlossen werden. Auf die Fläche 3 wird daher verzichtet. 
 
Potenzialfläche 4 (Zornheim/ Hahnheim/ Mommenheim/ Selzen): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 100 ha.  
Der Biotopkomplex „Selzer Berg SO Zornheim“ (BK-6115-0483-2006) ist im Zuge der 
Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen.  
Es handelt sich um eine überwiegend durch weinbauliche Nutzung geprägte Landschaft mit 
geringerem Konfliktpotenzial bzgl. kollisionsgefährdeter Greifvögel.  
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Im Rahmen der nachfolgenden Verfahren werden diese Hinweise zu berücksichtigen sein. 
 
Potenzialfläche 5 (Friesenheim/ Dalheim/ Köngernheim/ Nierstein/ Mommenheim/ 
Selzen): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 334 ha. Der Biotopkomplex „Windschutzhecken 
zwischen Selzen und Schwabsburg“ (BK-6115-0631-2006) ist im Zuge der Planung des 
Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen.  
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Im Rahmen der nachfolgenden Verfahren werden diese Hinweise zu berücksichtigen sein. 
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Potenzialfläche 5a (Bechtolsheim/ Undenheim): 
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 273,5 ha.  
Im nahegelegenen Naturschutzgebiet „Pommernmühle“ und im Selztal sind Brutplätze 
kollisionsgefährdeter Arten bekannt. Die Landschaft wird überwiegend ackerbaulich genutzt 
und stellt dadurch einen wichtigen Nahrungslebensraum dar, insbesondere bei 
Bewirtschaftungsereignissen. Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz 
bzw. zur Minderung des Tötungs- und Verletzungsrisikos sind anzuwenden. Gemäß 
Fachbeitrag Artenschutz für die Planung von Windenergiegebieten in Rheinland Pfalz (LfU 
RLP, 2023) befinden sich in direkter Nähe zu der Potenzialfläche Gehölzflächen mit sehr 
hohem Habitatpotenzial für Fledermaus-Kolonien der Mopsfledermaus. Die Mopsfledermaus 
ist störungsempfindlich und es ist mit einer Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten und/oder essentiellen Nahrungshabitaten zu rechnen. Diese Aspekte sind im 
Genehmigungsverfahren der Windenergieanlagen und dem Ausbau der notwendigen 
Infrastruktur zu berücksichtigen und es sind geeignete anerkannte Schutzmaßnahmen 
durchzuführen. Der Biotopkomplex „Hecken S und W Undenheim“ (BK-6115-0484-2006) und 
der geschützte Landschaftsbestandteil „Schutzpflanzung (Undenheim)“ (LB-7339-006) sind im 
Zuge der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 6 (Bechtolsheim/ Gau-Odernheim/ Dolgesheim/ Weinolsheim):  
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 224,5 ha.  
Im nahegelegenen Naturschutzgebiet „Pommernmühle“ und im Selztal sind Brutplätze 
kollisionsgefährdeter Arten bekannt. Die Landschaft wird überwiegend ackerbaulich genutzt 
und stellt dadurch einen wichtigen Nahrungslebensraum dar, insbesondere bei 
Bewirtschaftungsereignissen. Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen zum Schutz 
bzw. zur Minderung des Tötungs- und Verletzungsrisikos sind anzuwenden. 1.24. Der 
Biotopkomplex „Hecken westlich Weinolsheim“(BK-6115-0654-2006) ist im Zuge der Planung 
des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 7 (Alsheim/ Eimsheim/ Guntersblum/ Wintersheim):  
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 411 ha.  
Die Biotopkomplexe „Baumhecke Henn/Wiesbad/Dornhecke östlich Wintersheim (BK-6215-
0504-2006) und „Trockene Säume östlich Wintersheim“ (BK-6215-0505-2006) sind im Zuge 
der Planung des Parklayouts und der notwendigen Infrastruktur zu berücksichtigen.  
1.27. Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich.  
Durch die südliche Erweiterung von Potenzialfläche 7 bis angrenzend an Potenzialfläche 8 
wird der empfohlene Abstand von 2 km zwischen den Potenzialflächen unterschritten und es 
führt zu einem Zusammenschluss beider Potenzialflächen, wodurch sich eine Gesamtgröße 
von rd. 1.006 ha auf einer Länge von über 7 km Luftlinie ergibt. Inwieweit sich ein solches 
„Band“ von Windenergieanlagen beispielsweise auf den Vogelzug auswirkt, ist aktuell nicht 
absehbar und sollte sehr kritisch hinterfragt werden. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 7a (Dienheim/ Dexheim/ Uelversheim):  
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 96 ha.  
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich. 
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Abwägungsvorschlag: 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Potenzialfläche 8 (Alsheim/ Mettenheim/ Dorn-Dürkheim/ Dittelsheim-Heßloch/ 
Bechtheim):  
Die Potenzialfläche hat eine Größe von rd. 595 ha.  
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. Eine weiterführende Einschätzung 
artenschutzrelevanter Aspekte ist erst im Genehmigungsverfahren gemäß BImSchG möglich.  
Durch die südliche Erweiterung von Potenzialfläche 7 bis angrenzend an Potenzialfläche 8 
wird der empfohlene Abstand von 2 km zwischen den Potenzialflächen unterschritten und es 
führt zu einem Zusammenschluss beider Potenzialflächen, wodurch sich eine Gesamtgröße 
von rd. 1.006 ha auf einer Länge von über 7 km m Luftlinie ergibt. Inwieweit sich ein solches 
„Band“ von Windenergieanlagen beispielsweise auf den Vogelzug auswirkt, ist aktuell nicht 
absehbar und sollte kritisch hinterfragt werden. 
 
Abwägungsvorschlag: 
Die Flächen 7 und 8 sind weitestgehend in rechtswirksamen Flächennutzungsplänen enthalten 
und werden daher in den ROP übernommen. Grundsätzlich sieht die Planungsgemeinschaft 
derart ausgedehnte Flächen ebenfalls kritisch. 
 
Anlage: 
01 Potenzialfläche 7 mit Änderungen 
02 Potenzialfläche 7a mit Änderungen 
03 Potenzialfläche ohne Änderungen 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A) Der Stadtrat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. 

Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 keine 

Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. 

Oder 
 

B) Der Stadtrat beschließt im Anhörungs- und Beteiligungsverfahren zur 4. 

Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplans Rheinhessen-Nahe 2014 

folgende Bedenken gegen die 4. Teilfortschreibung zu erheben. (Diese sind in der 

Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung: 
 
Nach ausführlicher Beratung beschlossen die Mitglieder des Stadtrates einstimmig, die 
Entscheidung auf den Bauausschuss zu übertragen.  

 
Beschluss:  
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit einem „JA“ beschlossen. 
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7. Bauleitplanung der Ortsgemeinde Köngernheim; Bebauungsplan: Köngernheim-
Ost, Neuaufstellung 
Frist: 28.03.2025 
 Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0023) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Für den Bebauungsplan „Köngernheim Ost“ wurde im Dezember 2021 ein 
Planaufstellungsverfahren gem. § 13 b BauGB zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen 
in das beschleunigte Verfahren durchgeführt.  
Städtebauliches Ziel ist die Bereitstellung von Wohnbauland. Der Bebauungsplan wurde am 
15.7.2021 als Satzung beschlossen und nach dessen Veröffentlichung rechtswirksam. Am 18. 
Juli 2023 wurde durch das Bundesverwaltungsgericht festgestellt, dass eine Aufstellung eines 
Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB nicht mit Art. 3 Abs. 1 und 
5 der Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 
Programme (SUP-Richtlinie) vereinbar ist. Dies hat die Folge, dass ein auf der Grundlage von 
§ 13 b BauGB aufgestellter Bebauungsplan an beachtlichen Verfahrensfehlern leidet. Ein 
Verzicht einer Umweltprüfung wäre demnach nur zulässig, wenn die tatbestandlichen 
Voraussetzungen des § 13 b BauGB gewährleisten, dass die im Einzelfall erheblichen 
Umweltauswirkungen von vornherein ausgeschlossen sind. Dies ist jedoch aufgrund der 
unterschiedlichen Nutzung der potenziell betroffenen Außenbereichsflächen und der 
Bandbreite derer ökologischen Wertigkeit regelmäßig nicht der Fall.  
 
Dies hat zur Folge, dass auf Grundlage von § 13b BauGB aufgestellte Bebauungspläne an 
einem erheblichen Verfahrensfehler leiden. Aufgrund der rechtlichen Unsicherheiten, die mit 
der Anwendung des § 13 b BauGB in Planaufstellungsverfahren verbunden sind, wird der 
bisher wirksame Bebauungsplan aufgehoben und im Rahmen eines Regelverfahrens mit 
entsprechender Umweltprüfung und dazugehörigem Umweltbericht neu aufgestellt.  
Da für den vorliegenden Bebauungsplan „Köngernheim Ost“ das Aufstellungsverfahren gem. 
§ 13 b BauGB bereits abgeschlossen ist, ist deshalb eine Neuaufstellung im Regelverfahren 
gem. § 2 Abs. 1 BauGB mit Umweltbericht und Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung erforderlich, 
um dadurch rechtssicher Baurecht für die geplante Wohnnutzung auf Außenbereichsflächen 
in Köngernheim schaffen zu können.  
 
Die Festsetzungen bleiben weitestgehend unverändert, da diese im bisherigen Planverfahren 
bereits untereinander- und gegeneinander abgewogen wurden. 
Im Rahmen der vorliegenden Neuaufstellung werden zwei kleinere Änderungen gegenüber 
der bisherigen Planung aufgenommen. Diese betreffen die Festlegung eines einheitlichen 
unteren Bezugspunktes für die Ermittlung der zulässigen Gebäudehöhen und die Aufnahme 
eines Standortes für eine Trafostation. 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Stadt gemäß § 4 Abs. 2 mit Planentwurf und 
Begründung beteiligt, mit der Bitte um Abgabe ihrer Äußerung bis spätestens 28.03.2025.  
 
Anlage:  (Alle Unterlagen sind digital im Ratsinformationssystem hinterlegt)  

Planzeichnung, textliche Festsetzung und Begründung mit Umweltbericht und 
Fachgutachten. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Köngernheim-Ost, Neuaufstellung“ 
im Verfahren der Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, sie 
beraten und fasst folgenden Beschluss.  
 
A)  
Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfes und seiner Anlagen in der 
vorliegenden Fassung.  
 
B) 
Der Gemeinderat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen.  
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschloss einstimmig die Beteiligung der Gemeinde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit einen „JA“ gestimmt. 
 
 
 
 
8. Stadt Nierstein, Flächennutzungsplan 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz;  

Hier: Einleitung der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz (Rettungswache Nierstein) 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0024) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
Die planungsrechtliche Umsetzung der Raumplanung und -entwicklung erfolgt durch den 
wirksamen Flächennutzungsplan 2030 (vorbereitender Bauleitplan) der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 
(FNP) zu entwickeln. 
Die Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Aufgabe der 
Bauleitplanung ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe der einschlägigen Gesetze vorzubereiten und zu leiten. 
 
Die bisherige Rettungswache weist derzeit nur 60 % des zum Betrieb nach DIN erforderlichen 
Raumkonzeptes nach. Außerdem hat die derzeitige Rettungswache eine unzureichende 
Geschlechter- und Schwarz-Weiss-Trennung. Die Funktions- Lager und Sozialbereiche sind 
ungenügend. Bei einer Verlegung des Standortes, verschlechtert sich die Versorgungslage 
der Bevölkerung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz und der Umgebung. 
Die Fläche direkt südlich der bestehenden Rettungswache befindet sich im Eigentum der Stadt 
Nierstein. Das Grundstück ist für die Errichtung einer dem aktuellen Bedarf genügenden 
Rettungswache geeignet und steht zeitnah zur Verfügung. 

Zur Schaffung von Planungsrecht für die geplante Rettungswache ist eine Änderung des 
Flächennutzungsplans erforderlich. Ziel ist die Darstellung einer Gemeinbedarfsfläche mit der 
Zweckbestimmung ‚Rettungswache‘. 
Die Größe des Plangebiete beträgt ca. 6.000 m² 
Die von der 10. Änderung umfassten Flächen sind in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtsplan dargestellt. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat der Stadt Nierstein beschließt die Einleitung der 10. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz für das Gelände südlich der 
bestehenden Rettungswache mit dem Ziel der Änderung der Flächendarstellung von „Fläche 
für die Landwirtschaft“ in „Fläche für Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung 
„Rettungswache“ 
Der Änderungsbereich umfasst die in Anlage 1 dargestellte Fläche. 
Ziel ist die Errichtung einer Rettungswache zum Erhalt der bereits bestehenden Funktion am 
Standort Nierstein. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende beantwortet ausführlich die Fragen der Ausschussmitglieder.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit einem „JA“ gestimmt. 
 
 
 
 
9. Altglaserfassung im Landkreis Mainz-Bingen; 

Beratung und Beschlussfassung über den Vertrag zur Bereitstellung von 
Glascontainer-Standplätzen für die Jahre 2025-2027 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0002)Altglaserfassung im Landkreis Mainz-Bingen; 
Beratung und Beschlussfassung über den Vertrag zur Bereitstellung von 
Glascontainer-Standplätzen für die Jahre 2025-2027 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0002) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen AöR (KAW) hat turnusgemäß alle 3 
Jahre die Erfassung von gebrauchten Glasverpackungen ausgeschrieben. Wie bereits in den 
letzten Jahren, hat das Ausschreibungsverfahren der KAW für den Zeitraum ab 01.01.2025 
ergeben, dass erneut die Bietergemeinschaft Braig-Hörger, Ehingen-Berkach, den 
Zuschlag/Auftrag für die Altglaserfassung erhält. 
 
Die Abstimmungsvereinbarung zwischen dem Landkreis Mainz-Bingen und den dualen 
Systemen sieht vor, dass ein Vertrag zwischen den einzelnen Kommunen und dem 
Auftragnehmer abgeschlossen wird. 
 
Der beigefügte Vertragsentwurf ist im Vergleich zum bisher bestehenden Vertrag inhaltlich 
gleich. Gleichbleibend ist auch die in § 2 (3) geregelte Aufwandsentschädigung für die 
Reinigung der Standplätze durch den Auftragnehmer in Höhe von 0,195 € 
netto/Einwohner/Jahr. 
 
Aus dem Verhältnis heraus zwischen Gemeinden/Städten und KAW, erhalten die 
Gemeinden/Städte für die Bereitstellung von Glascontainer-Standplätzen einen Betrag in 
Höhe von 88,5 Cent/Einwohner/Jahr. Die Aufwandsentschädigung für den Auftragnehmer für 
die Reinigung der Standplätze ist hierbei bereits in Abzug gebracht und löst somit bei 
Gemeinde/Stadt keine Ausgabe aus. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt den Abschluss des anhängenden Vertrages mit der 
Bietergemeinschaft Braig-Hörger, Peter-und Paul-Weg 46, 89584 Ehingen-Berkach. Der 
Stadtbürgermeister wird ermächtigt, den Vertrag rechtsverbindlich zu unterzeichnen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/54110-432600 

 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Der Antrag wurde einstimmig mit einem „JA“ beschlossen. 
 
 
 
 
10. Städtebauförderung Nierstein; hier: Zustimmung über die Beauftragung der 

Planungsleistungen zur Neugestaltung des Parkplatzes am Schloss 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0013-1) 

 
TOP 10 entfällt, da er aus der Tagesordnung genommen wurde.  
 
 
 
 
11. Städtebauförderung Nierstein; hier: Beratung und Beschlussfassung über die 

Beauftragung der Planungsleistungen zur Neugestaltung des Stadtparkes 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0014-1) 

 
TOP 11 entfällt, da er aus der Tagesordnung genommen wurde. 
 
 
 
 
12. Beratung und Beschlussfassung zur 1. Änderungssatzung der Satzung der KERS 

zur Aufnahme der Ortsgemeinde Wintersheim 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0017) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Ortsgemeinden Wintersheim hat zwischenzeitlich im Gemeinderat einem Betritt zur AöR 
KERS zugestimmt. Für die Aufnahme ist die Änderung der Satzung sowie die Zustimmung der 
Räte der bisherigen Träger erforderlich (§ 7 Abs. 3 der Satzung). 
 

Satzung der 
„Kommunale Energie Rhein-Selz AöR“ 

 
rechtsfähige gemeinsame Anstalt des öffentlichen Rechts 

vom  
 

Der Verwaltungsrat der Kommunale Energie Rhein-Selz AöR hat aufgrund der §§ 24 und 86a 
GemO für das Land Rheinland-Pfalz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Januar 
2022 (GVBl. S. 21), der §§ 14a ff. des Landesgesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
für das Land Rheinland-Pfalz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Dezember 1982, 
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zuletzt geändert durch Artikel 14 des Landesgesetzes zur Änderung des 
Gerichtsorganisationsgesetzes, des Landesgesetzes über die Höfeordnung und 
kostenrechtlicher Vorschriften vom 2. März 2017 (GVBl. S. 21) und der §§ 28 ff. der 
Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 5. Oktober 1999 
(GVBl. 1999, S. 373) die folgende Änderung der Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 Abs. 1, 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 
 
(1) Die „Kommunale Energie Rhein-Selz AöR“ ist eine gemeinsame Einrichtung der 

nachfolgenden Träger:  
der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, der Städte Nierstein und Oppenheim sowie der 

Ortsgemeinden Dalheim, Dexheim, Dienheim, Dolgesheim, Dorn-Dürkheim, Eimsheim, 

Friesenheim, Guntersblum, Hillesheim, Köngernheim, Mommenheim, Selzen, 

Uelversheim, Undenheim, Weinolsheim, Wintersheim, 

 

in der Rechtsform einer rechtsfähigen gemeinsamen Anstalt des öffentlichen Rechts 

(AöR). 

 
(4) Das Stammkapital beträgt € 19.000,00 (in Worten: Euro neunzehntausend). 
 
(5) Auf das Stammkapital werden durch die Träger folgende Stammeinlagen geleistet: 

a) die VG Rhein-Selz € 1.000,00 durch Bareinlage.  
b) die OG Dalheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
c) die OG Dexheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
d) die OG Dienheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
e) die OG Dolgesheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
f) die OG Dorn-Dürkheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
g) die OG Eimsheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
h) die OG Friesenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
i) die OG Guntersblum € 1.000,00 durch Bareinlage. 
j) die OG Hillesheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
k) die OG Köngernheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
l) die OG Mommenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
m) die Stadt Nierstein € 1.000,00 durch Bareinlage. 
n) die Stadt Oppenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
o) die OG Selzen € 1.000,00 durch Bareinlage. 
p) die OG Uelversheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
q) die OG Undenheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
r) die OG Weinolsheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 
s) die OG Wintersheim € 1.000,00 durch Bareinlage. 

 
Artikel 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ausgefertigt: 
 
Oppenheim,  
 
  

https://de.wikipedia.org/wiki/Dalheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Dexheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dienheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dolgesheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dorn-D%C3%BCrkheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Eimsheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Guntersblum
https://de.wikipedia.org/wiki/Hillesheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Selzen
https://de.wikipedia.org/wiki/Uelversheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dalheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Dexheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dienheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dolgesheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Dorn-D%C3%BCrkheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Eimsheim
https://de.wikipedia.org/wiki/Guntersblum
https://de.wikipedia.org/wiki/Hillesheim_(Rheinhessen)
https://de.wikipedia.org/wiki/Selzen
https://de.wikipedia.org/wiki/Uelversheim
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der 1. Änderung der Satzung der Kommunalen Energie Rhein-Selz AöR 
zur Aufnahme der Ortsgemeinde Wintersheim zu. 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Der Antrag wurde mit folgender Abstimmung beschlossen:  
1 Nein-Stimme, restliche Stimmen Ja. 
 
 
 
 
13. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO  
(Vorlagen-Nummer: 043/2024/0115) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbung, Annahme oder Vermittlung von 
Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von/an Dritte nur 
zur Erfüllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 
nach § 2 Abs. 1 GemO zulässig. 
 
Ausnahmen hiervon sind: 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder eines Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder 
Vermittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Stadtrat oder ein zuständiger 
Ausschuss. Dem Stadtrat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde sind 
sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört 
insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem 
Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu 
dokumentieren und vorzuhalten. 
 
Diese Entscheidung nach § 93 Abs. 3 GemO ist in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung 
beschlossen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende 
eher zu verzichten. 
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers, die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten, unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach §94 Abs. 3 Satz4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der Annahme folgender Spenden /Schenkungen /Sponsoring-leistungen 
zu: 
 

Zuwendungsgeber Höhe der 
Zuwendung 

Zuwendungszweck Spende, 
Schenkung 
oder 
Sponsoring 

Ulmenapotheke 
Nierstein 

450,00  Fastnachtstehung  Spende  

REWE Nierstein 250,00 AHA Theater Spende 

    

    

 
Beschluss: 
 
Die Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO wurde für alle vorgelegten Anträge mit 
folgender Abstimmung erteilt: 1 Enthaltung, restliche Stimmen Ja. 
 
 
 
 
14. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO  
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0006) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbung, Annahme oder Vermittlung von 
Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von/an Dritte nur 
zur Erfüllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 
nach § 2 Abs. 1 GemO zulässig. 
 
Ausnahmen hiervon sind: 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder eines Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder 
Vermittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Stadtrat oder ein zuständiger 
Ausschuss. Dem Stadtrat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde sind 
sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört 
insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem 
Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu 
dokumentieren und vorzuhalten. 
 
Diese Entscheidung nach § 93 Abs. 3 GemO ist in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung 
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beschlossen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende 
eher zu verzichten. 
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers, die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten, unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach §94 Abs. 3 Satz4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der Annahme folgender Spenden /Schenkungen /Sponsoringleistungen 
zu: 
 

Zuwendungsgeber Höhe der 
Zuwendung 

Zuwendungszweck Spende, 
Schenkung 
oder 
Sponsoring 

VOBA Alzey-Worms 5.000,00 € Kultursommer 2025 Spende  

 
Beschluss: 
 
Die Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO wurde für den vorgelegten Antrag mit 
folgender Abstimmung erteilt: 1 Enthaltung, restliche Stimmen Ja. 
 
 
 
 
15. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO  
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0020) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbung, Annahme oder Vermittlung von 
Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von/an Dritte nur 
zur Erfüllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 
nach § 2 Abs. 1 GemO zulässig. 
 
Ausnahmen hiervon sind: 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder eines Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder 
Vermittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Stadtrat oder ein zuständiger 
Ausschuss. Dem Stadtrat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde sind 
sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört 
insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem 
Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu 
dokumentieren und vorzuhalten. 
 
Diese Entscheidung nach § 93 Abs. 3 GemO ist in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 
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Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung 
beschlossen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende 
eher zu verzichten. 
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers, die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten, unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach §94 Abs. 3 Satz4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der Annahme folgender Spenden /Schenkungen /Sponsoringleistungen 
zu: 
 

Zuwendungsgeber Höhe der 
Zuwendung 

Zuwendungszweck Spende, 
Schenkung 
oder 
Sponsoring 

Faber & Wagner 
GmbH Oktay Optik 
Nierstein 

500,00 € Sponsoring Stand Up Nierstein Sponsoring 

Rheinhessen 
Sparkasse Worms 

500,00 Spende Fastnachtliche Stehung Spende 

 
Beschluss: 
 
Die Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO wurde für alle vorgelegten Anträge mit 
folgender Abstimmung erteilt: 1 Enthaltung, restliche Stimmen Ja. 
 
 
 
 
16. Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO  
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0021) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gemäß § 94 Abs. 3 GemO sind Einwerbung, Annahme oder Vermittlung von 
Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen von/an Dritte nur 
zur Erfüllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung 
nach § 2 Abs. 1 GemO zulässig. 
 
Ausnahmen hiervon sind: 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei bösem Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von 
Verwaltungsaufgaben 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu wahren. Einwerbung und Entgegennahme von Angeboten einer Zuwendung dürfen nur 
durch den Bürgermeister oder eines Beigeordneten vorgenommen werden. Das Angebot einer 
Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder 
Vermittlung eines Angebotes einer Zuwendung entscheidet der Stadtrat oder ein zuständiger 
Ausschuss. Dem Stadtrat bzw. dem zuständigen Ausschuss und der Aufsichtsbehörde sind 
sämtliche für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört 
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insbesondere ein anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem 
Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu 
dokumentieren und vorzuhalten. 
 
Diese Entscheidung nach § 93 Abs. 3 GemO ist in öffentlicher Sitzung zu behandeln. 
 
Hat ein Zuwendungsgeber aus berechtigtem Interesse um vertrauliche Behandlung seines 
Namens gebeten, kann die Annahme dieser Zuwendung in nichtöffentlicher Sitzung 
beschlossen werden. Im Zweifel ist aber anzuraten, auf die Annahme einer solchen Spende 
eher zu verzichten. 
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers, die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten, unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach §94 Abs. 3 Satz4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat stimmt der Annahme folgender Spenden /Schenkungen /Sponsoringleistungen 
zu: 
 

Zuwendungsgeber Höhe der 
Zuwendung 

Zuwendungszweck Spende, 
Schenkung 
oder 
Sponsoring 

Landfrauenverein 
Schwabsburg 

658,58 € Spende Ruhebank Friedhof Spende 

Lotto Rheinland-
Pfalz Stiftung 

1.000,00 € Spende gemeinnützige Arbeit Spende 

 
Beschluss: 
 
Die Zustimmung gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO wurde für alle vorgelegten Anträge mit 
folgender Abstimmung erteilt: 1 Enthaltung, restliche Stimmen Ja.  
 
 
 
 
17. E-Carsharing  

 
Beratung: 
 
Herr Sander beantwortet die Fragen der Fraktionen ausführlich. Die Mitglieder äußern 
Bedenken hinsichtlich des Vertrags. Der Vorsitzende entscheidet, den Vertrag von der 
Verwaltung prüfen zu lassen. Grundsätzlich stehen die Mitglieder dem Bau einer E-
Carsharing-Station positiv gegenüber. 
 
Beschluss: 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig mit einem „JA“ gestimmt. 
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18. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen  
 
 
18.1. Nierstein; Bauvoranfrage; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Fäulingstraße; Flur 1, Flurstück 1184/4 und 1192/3 
Fristende: 19.02.2025 
Errichtung eines Wohnhauses in 2. Baureihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0003) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 19.02.2025  
 
• Bauvoranfrage  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Errichtung eines Wohnhauses in zweiter Reihe mit 
Erschließung über den Vorderlieger. 
 
Das Grundstück befindet sich im unbeplanten Innenbereich gemäß § 34 BauGB. Der bauliche 
Zusammenhang wird im Westen durch die Wohnbebauung entlang der Fäulingstraße, im 
Süden durch die Reihenhauszeilen entlang der Rossbergstraße einschließlich der 
zugehörigen Garagenzeilen und im Osten durch die Gebäude der Realschule sowie durch die 
Nebengebäude der zugehörigen Sportanlagen gebildet. 
Das vorgesehene Gebäude fügt sich in Bezug auf die Art und das Maß der baulichen Nutzung, 
in Bezug auf die Bauweise sowie in Bezug auf die Grundstücksfläche, die überbaut werden 
soll, in die Eigenart der näheren Umgebung ein. Städtebauliche Missstände sind nicht zu 
erwarten. 
Dessen ungeachtet ist zu beachten, dass es sich bei der Bauvoranfrage um das erste 
Gebäude in zweiter Reihe östlich der Fäulingstraße handelt. Bei einer weiteren Teilung des 
Flurstücks 1192/3 besteht die Möglichkeit, dass das Vorhaben Vorbildwirkung für eine 
weitergehende Bebauung in 2. Reihe östlich der Fäulingstraße entwickelt. Diese wiederum 
kann zu Konflikten mit den östlich gelegenen Sportanlagen der Realschule führen, die neben 
dem Schulsport auch für den Vereinssport genutzt werden.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zur vorliegenden Bauvoranfrage das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
  



Sitzung des Stadtrates der Stadt Nierstein vom 11.03.2025 

Seite 28 

 

 

Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen  
 
 
 
 
18.2. Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Ostergärten; Flur 15, Flurstück 52/1  
Errichtung eines Einfamilienhauses in 2. Reihe 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0004) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 10.02.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Neubau eines Einfamilienhauses in zweiter Reihe.  
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich gemäß § 
34 BauGB ist ein Vorhaben zulässig, wenn es sich hinsichtlich Art (Nutzung) und Maß (Höhe, 
Kubatur, Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung, sowie in Bezug auf die Bauweise 
und auf die Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren 
Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
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Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig angenommen.  

 
 
 
18.3. Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Spiegelbergstraße; Flur 16, Flurstück 648 
Fristende: 13.02.2025 
Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden Wohnhaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0005) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 13.02.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Ergänzung einer Gaube an einem bestehenden 
Gebäude zur  
Nutzung des Spitzbodens als Wohnraum.  
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“. 
Zur Verwirklichung der Planung sind Befreiungen von folgenden Festsetzungen des 
Bebauungsplans erforderlich. 
 
• Befreiung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen   
 
Maximale Breite, Dachform, Dachneigung und Dachüberstand von Gauben 
Zulässig: Dachgauben sind nur als Einzelgauben mit einer Breite bis max. 2,00 m 

zulässig. Die Gesamtbreite der Gauben darf max. 1/3 der Trauflänge nicht 
überschreiten. 
Die Dachform der Gauben muss dem Hauptdach (Satteldach) entsprechend.  
Die Dachneigung ist gleich oder steiler als die Dachneigung des Hauptdaches 
(45°) herzustellen. 
Gauben müssen einen Dachüberstand von mindestens 20 cm an Traufe und 
Ortgang ausbilden. 

Geplant: Einzelgaube mit einer Breite von 8,36 m bei einer Trauflänge von 11,55 m, 
d.h. über 72% oder rund ¾ der zugehörigen Trauflänge. 
Gaube mit Flachdach mit 3° Dachneigung 
Gaube ohne Dachüberstand an Traufe und Ortgang. 
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Befreiungsanträge zu Festsetzungen des Bebauungsplanes unterliegen der 
Einzelfallentscheidung. 
Der vorliegende Abweichungsantrag kann einen negativen Vorbildcharakter entwickeln und 
beeinträchtigt so die Gestaltungsziele, die den ursprünglichen Festsetzungen des 
Bebauungsplans „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“ zugrunde lagen. 
Seitens der Stadt Nierstein ist im Rahmen der Abwägung zu entscheiden, ob der Nutzen der 
Möglichkeit zur Nachverdichtung im Bestand und zur kostengünstigen Schaffung von 
zusätzlichem Wohnraum innerhalb der bereits bebauten Ortslage den zu erwartenden 
städtebaulichen und gestalterischen Schaden durch die Abweichung von den Festsetzungen 
zur Gestaltung von Dachgauben überwiegt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen bauplanungsrechtliche Bedenken aufgrund der zu 
erwartenden Vorbildwirkung für weitere Vorhaben.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB und stimmt der Befreiung gemäß § 31 BauGB von den gestalterischen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes „Rossberg-West II – 7. BA – 2. Änderung“ zur: 

• Dachform und Dachneigung von Gauben, 

• maximal zulässigen Breite von Gauben, 

• Mindestbreite des Dachüberstands von Gauben an Ortgang und Traufe zu. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig abgelehnt.  
 
 
 
 
18.4. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Fäulingstraße; Flur 15, Flurstück 134/5 und 135/11 
Fristende: 06.02.2025 
Energetische Sanierung eines Wohnhauses und Errichtung eines Anbaus 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0008) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gegenstand des Bauantrages ist die energetische Sanierung eines Wohnhauses sowie die 
Errichtung eines Anbaus.  
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde.  Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
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Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
Der Ausschuss für Bauwesen und Stadtsanierung hat in seiner Sitzung am 19.11.2024 das 
erforderliche Einvernehmen versagt. 
 
Die zuständige Baugenehmigungsbehörde teilt der Stadt nunmehr mit Schreiben vom 
11.12.2024, eingegangen bei der Verbandsgemeinde am 02.01.2025 schriftlich mit, das 
fehlende gemeindliche Einvernehmen der Gemeinde ersetzen zu wollen, um im Anschluss die 
Baugenehmigung zu erteilen.  
Als Begründung führt die Bauaufsichtsbehörde voran, dass keine Rechtfertigungsgründe zum 
Versagen des gemeindlichen Einvernehmens vorliegen. Gemäß der Einschätzung der 
Kreisverwaltung fügt sich die energetische Sanierung samt Wohnungsanbau nach örtlicher 
Inaugenscheinnahme unzweifelhaft in die Umgebungsbebauung ein.  
 
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 3 BauGB i.V.m. § 71 Abs. 1 und 3 LBauO soll die 
Bauaufsichtsbehörde ein rechtswidrig versagtes Einvernehmen der Gemeinde ersetzen. Dazu 
gibt sie der Stadt Nierstein die Gelegenheit, innerhalb von 5 Wochen nach Eingang des 
Schreibens vom 11.12.2024 über das Einvernehmen erneut zu beraten.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB. 
 
Beschluss:  
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig abgelehnt.  
 
 
 
 
18.5. Nierstein; Bauantrag; 

Sironastraße; Flur 21, Flurstück 4/6  
Fristende: 17.02.2025 
Errichtung einer digitalen Werbetafel 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0007) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 17.02.2025  
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• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Errichtung einer digitalen Werbetafel. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Es bestehen dessen ungeachtet Bedenken bezüglich negativer Auswirkungen einer digitalen 
Werbetafel auf den Verkehr auf der angrenzenden B 9, insbesondere da wechselnde oder 
animierte Bilder oder Filmsequenzen ein höheres Ablenkungspotenzial entfalten, als eine 
statische Werbeanlage gleicher Größe. Im unbeplanten Innenbereich darf die Stadt Nierstein 
jedoch das gemeindliche Einvernehmen nur aus Gründen versagen, die sich aus den 
Regelungen des § 34 BauGB ergeben. Die Frage, ob das Vorhaben geeignet ist, die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nachhaltig zu beeinflussen, ist nicht Gegenstand 
des Einvernehmens.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig abgelehnt.  
 
 
 
 
18.6. Nierstein; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Bleichweg; Flur 1, Flurstück 930/6 
Fristende: 24.03.2025 
Einrichtung eines Frisörladens in bestehendem Gebäude 
(Vorlagen-Nummer: 043/2025/0018) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
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Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss fasst. Beschlussfassungen, 
verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt 
als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht 
erteilt! Fristende: 24.03.2025  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist Einrichtung eines Frisörladens in einem bestehenden 
Gebäude. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Das Vorhaben befindet sich darüber hinaus in der Zone 2 der Baufibel und Gestaltungssatzung 
der Stadt Nierstein, deren Regelungen dementsprechend zu beachten sind. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch plangerecht nachgewiesen werden, hierfür 
wird die Kreisverwaltung durch die Gemeinde aufgefordert, aussagekräftige Unterlagen 
anzufordern. Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen 
Versagensgrund dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
 
Beschluss:  
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig zugestimmt.  
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19. Anträge der Fraktionen  
 
 
19.1. Gemeinsamer Antrag der CDU, FDP, FWG und SPD zur Umgestaltung des 

Rheinufers  
 
Beratung: 

Herr Raddeck erläutert ausführlich den Antrag. Die Fraktionen einigen sich darauf, Punkt 2 
„Einbindung externer Expertise“ wie folgt anzupassen: 

„Falls der zeitliche Aufwand für die Verwaltung unverhältnismäßig hoch wird, sollte eine 
externe, fachlich geeignete Firma hinzugezogen werden, die auch eine Bürgerbeteiligung 
entwickeln kann.“ 

Beschluss: 

Der Antrag wird mit diesem Zusatz einstimmig mit einem „JA“ beschlossen.  

 
 
 
19.2. Antrag der SPD-Fraktion zum Ausbau der Pumptrack-Bahn als Treffpunkt für junge 

Menschen  
 
Beratung: 

Ein Mitglied der SPD-Fraktion erläutert den Antrag zum Ausbau der Pumptrack-Bahn. Matthias 
Stubbe merkt an, dass eine räumliche Trennung zum Mehrgenerationenplatz sinnvoll wäre, 
da es dort häufig zu Vandalismus gekommen ist. Der Antrag wird an den Sozialausschuss 
verwiesen. 

Beschluss: 

Abstimmungsergebnis: einstimmig mit einem „JA“ gestimmt.  

 
 
 
19.3. Antrag der SPD-Fraktion zur Verbesserung der Verkehrssicherheit an der Kreuzung 

Boschstraße/Gutenbergstraße   
 
Beratung: 

Ein Mitglied der SPD-Fraktion erläutert den Antrag zur Verbesserung der Verkehrssicherheit 
an der Kreuzung Boschstraße/Gutenbergstraße. Der Antrag wird an den Verkehrsausschuss 
verwiesen. 
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Beschluss: 

Abstimmungsergebnis: einstimmig mit einem „JA“ gestimmt.   

Hr. Propp verlässt die Sitzung. 

 
 
 
20. Mitteilungen  

 
• Der jährliche Dreck-weg-Tag in Nierstein und Schwabsburg findet am Samstag, den 

15. März 2025, um 10:00 Uhr statt. Interessierte Freiwillige sind herzlich eingeladen, 

sich weiterhin für die Teilnahme zu melden. 

• Der Vorsitzende informiert, dass am Sonntag, dem 16. März 2025, die Landratswahl 

stattfindet, und appelliert an die Mitglieder, ihr Wahlrecht wahrzunehmen. 

• Der Vorsitzende informiert, dass es bezüglich der Straßenordnung zwei 

Rückmeldungen gab. 

• Der Vorsitzende informiert, dass es in Schwabsburg zu Vandalismus gekommen ist. 

Dabei wurden Glasflaschen im Sandkasten zerbrochen. Der Bürgermeister hat den 

verantwortlichen Jugendlichen zu einem Gespräch gebeten. 

• Am 21. und 22. März 2025 plant der Geschichtsverein Kornsand eine 

Gedenkveranstaltung am Rheinübergangsdenkmal. Dieses Denkmal erinnert an die 

Rheinüberquerung der 249. Engineer Combat Battalion der 3. US-Armee während des 

Zweiten Weltkriegs. Die Veranstaltung soll an die historischen Ereignisse erinnern und 

deren Bedeutung für die Region hervorheben. Herr Sander bittet die Mitglieder, an der 

Veranstaltung teilzunehmen, und lädt sie herzlich dazu ein. 

• Der Vorsitzende informiert über die Städtepartnerschaft zwischen Nierstein und 

Freyburg (Unstrut) sowie die geplante Veranstaltung in Freyburg. Er lädt die Mitglieder 

herzlich zur Teilnahme ein und wird bei Bedarf weitere Gremien einbeziehen. 
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21. Anfragen  

 
• Herr Stubbe erkundigt sich nach den Öffnungszeiten und der Bewerbung des 

Jugendraums in Schwabsburg. Herr Sander erläutert, dass monatlich zwei feste 

Termine geplant und bereits festgelegt sind. Die Bekanntmachung über Social Media 

steht noch aus. 

• Ein Mitglied erkundigt sich nach der Veranstaltung zum Thema Hochwasser- und 

Starkregenschutz. Der Vorsitzende erläutert, dass Zein Ingenieurbüro mit der 

Untersuchung beauftragt wurde. In diesem Zusammenhang finden öffentliche 

Veranstaltungen statt: 5. Juni 2025 in Nierstein und 11. Juni 2025 im Gemeindehaus 

Schwabsburg 

Dort stellt das Ingenieurbüro kritische Punkte sowie mögliche Lösungsansätze vor.  
 

 
 
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Im Nichtöffentlichen Teil der Sitzung wurde eine Vertragsangelegenheit zurückgestellt sowie 
einer Grundstücksangelegenheit zugestimmt.  
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Jochen Schmitt  Satinder Zinßler  
Stadtbürgermeister  

 
 
 


